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Beschreibung

[0001] Die Erfindung betrifft ein Sensorelement, ein 
Trägerelement zur Aufnahme eines Sensorelements, 
ein Verfahren zur Herstellung eines Sensors, sowie 
die Verwendung des Sensorelement und des Träge-
relements in Kraftfahrzeugen.

[0002] Druckschrift WO 95/17680 schlägt einen 
Raddrehzahlsensor mit einem Leadframe vor, der 
beidseitig bestückt ist und ein Gehäuse mit einem 
Messfühlerelement und einer elektronischen Schal-
tung, angeordnet auf einer Seite des Leadframes, 
und einem Magneten, angeordnet auf der anderen 
Seite des Leadframes, aufweist.

[0003] In Druckschrift WO 97/36729 wird ein Verfah-
ren zur Herstellung eines Raddrehzahlsensors vor-
geschlagen, welcher ein erstes Gehäuseteil umfasst, 
das Positionierelemente mit integrierten Schmelzrip-
pen aufweist, wobei dieses erste Gehäuseteil in ei-
nem Kunststoffspritzvorgang von einem zweiten Ge-
häuseteil umgeben wird.

[0004] Die Erfindung hat sich die Aufgabe gestellt, 
eine einfache Herstellung eines Sensors zu ermögli-
chen, der insbesondere besonders dicht und maß-
haltig ausgebildet ist.

[0005] Diese Aufgabe wird erfindungsgemäß gelöst 
durch das Sensorelement gemäß Anspruch 1, das 
Trägerelement gemäß Anspruch 7 sowie durch das 
Verfahren zur Herstellung eines Sensors gemäß An-
spruch 11.

[0006] Das Sensorelement umfasst vorzugsweise 
ein erstes Gehäuse, welches mit einem Basisele-
ment verbunden ist.

[0007] Unter einem Basiselement wird bevorzugt 
ein Leadframe und/oder ein Strukturelement des 
Sensorelements und/oder ein Trägerstreifen/eine 
Trägerfolie oder ein MID-Element (Molded Intercon-
nect Device), (spritzgegossener Schaltungsträger), 
welches einen Kunststoffkörper bzw. einen Spitz-
gusskörper umfasst, der auf diesen aufgebrachte 
und/oder von diesem umschlossene Leiterbahnen 
aufweist, die beispielsweise aus Metall und/oder ei-
nem leitfähigen Kunststoff ausgebildet sind, verstan-
den.

[0008] Die Haltevorrichtung ist vorzugsweise von 
außen umgreifbar ausgebildet.

[0009] Die Haltevorrichtung weist bevorzugt eine, 
insbesondere abgerundete, umgreifbare Kante auf.

[0010] Es ist bevorzugt, dass wenigstens eine Hal-
tevorrichtung, insbesondere die Haltevorrichtung des 
ersten Gehäuses, zumindest eine Fixiernase oder Fi-

xierkante aufweist, besonders bevorzugt mindestens 
eine Fixiernase oder Fixierkante auf jeweils zwei ge-
genüberliegenden Außenflächen des entsprechen-
den Gehäuses, ganz besonders bevorzugt jeweils 
zwei von einander beabstandete Fixiernasen auf je-
weils zwei gegenüberliegenden Außenflächen des 
entsprechenden Gehäuses.

[0011] Die Haltevorrichtung ist vorzugsweise Teil ei-
nes ersten Gehäuses und mit diesem einstückig ver-
bunden, wobei das erste Gehäuse direkt oder indirekt 
mit dem Basiselement verbunden ist.

[0012] Das erste Gehäuse umfasst bevorzugt we-
nigstens das Messfühlerelement und/oder eine elek-
tronische Signalverarbeitungsschaltung.

[0013] Es ist zweckmäßig, dass das Sensorelement 
zusätzlich ein zweites Gehäuse aufweist, welches 
ebenfalls eine von außen umgreifbare Haltevorrich-
tung umfasst. Das zweite Gehäuse besteht insbe-
sondere aus Kunststoff, beispielsweise aus Epoxy, 
und umschließt einen Teil des Leadframes bzw. Trä-
gerstreifens bzw. Basiselements. Besonders bevor-
zugt umschließt das zweite Gehäuse ein elektroni-
sches Schutzelement, wie beispielsweise einen Kon-
densator oder eine Zenerdiode oder einen Varistor, 
welches mit dem Basiselement elektrisch verbunden 
ist. Ein Vorteil des zweiten Gehäuses ist in einer me-
chanischen Kraftentkopplung der elektrischen Kon-
taktierungen bzw. Bonddrähte, insbesondere des 
Messfühlerelements und der Signalverarbeitungs-
schaltung, mit dem Basiselements zu sehen. Kräfte 
entstehen während der Verarbeitung des Sensorele-
mentes beim Biegen, Einclipsen, Kontaktieren. Au-
ßerdem ermöglicht das zweite Gehäuse des Sensor-
elements eine genauere Positionierung des Sensor-
elementes in das Trägerelement durch die zweite 
Einclipsstelle sowie eine positionsgerechtere Fixie-
rung des Sensorelements in dem Trägerelement 
während des späteren gemeinsamen Umspritzens.

[0014] Das erste und/oder das zweite Gehäuse des 
Sensorelements weisen vorzugsweise auf jeweils 
zwei gegenüberliegenden Außenflächen jeweils we-
nigstens eine Haltevorrichtung auf. Diese Haltevor-
richtungen ragen jeweils insbesondere axial bezüg-
lich des Basiselements vom Gehäuse ab.

[0015] Das erste und/oder zweite Gehäuse des 
Sensorelements ist bevorzugt aus Kunststoff, insbe-
sondere aus Epoxy ausgebildet.

[0016] Das Basiselement bzw. der Leadframe des 
Sensorelements weist zweckmäßigerweise Kontak-
tierungsbeine auf, mittels welcher das Sensorele-
ment und/oder der Sensor elektrisch mit einem exter-
nen System verbindbar sind.

[0017] Das Trägerelement wird vorzugsweise wei-
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tergebildet, indem dieses zumindest teilweise aus 
Kunststoff, besonders bevorzugt aus Thermoplast, 
ausgebildet ist, wobei insbesondere die wenigstens 
eine Klammervorrichtung und das Positionierelement 
zur Positionierung in einem Spritzgießwerkzeug aus 
Kunststoff ausgebildet sind.

[0018] Das Trägerelement weist zweckmäßigerwei-
se zwei Klammervorrichtungen auf, in welche insbe-
sondere jeweils ein Gehäuse und/oder eine Haltevor-
richtung des Sensorelements eingeclipst bzw. mit 
dieser befestigt wird.

[0019] Es ist bevorzugt, dass das Trägerelement 
Schmelzrippen aufweist, welche dem Positionierele-
ment zugeordnet sind. Diese Schmelzrippen sind da-
bei insbesondere in das Positionierelement integriert.

[0020] Das Trägerelement umfasst zweckmäßiger-
weise einen Metallrahmen und eine mit diesem ver-
bundene Trägervorrichtung, welche das Positioniere-
lement und die mindestens eine Klammervorrichtung 
umfasst. Der Metallrahmen weist insbesondere ein 
oder mehrere Verbindungselement zu wenigstens ei-
nem weiteren Trägerelement bzw. zu dessen Metall-
rahmen auf. Der Metallrahmen wird zweckmäßiger-
weise vor dem gemeinsamen Umspritzen des Träge-
relements und des Sensorelements entfernt. Insbe-
sondere findet dieses Entfernen während oder nach 
einem Crimpvorgang statt, bei welchem Kontaktan-
schlüsse des Trägerelements jeweils mit zumindest 
einem Kontaktbein des Sensorelements und einem 
Kontaktierungselement eines externen Anschlusska-
bels oder eines externen Steckers, also beispielswei-
se mit einer entsprechenden Kabellitze oder einem 
Steckerpin/-terminal, gemeinsam elektrisch leitend 
verbunden werden, also beispielsweise gecrimpt 
oder geschweißt oder gelötet oder geklebt.

[0021] Es ist zweckmäßig, dass die wenigstens eine 
Klammervorrichtung zwei biegsame Schenkel um-
fasst, welche eine Haltevorrichtung des Sensorele-
ments durch einen Einclips- und/oder Einrastvorrang 
im Wesentlichen formschlüssig aufnehmen bzw. fest-
halten können. Die beiden Schenkel weisen dabei 
insbesondere an ihren Enden bzw. Köpfen jeweils 
eine Verrundung zur erleichterten Aufnahme der Hal-
tevorrichtung des Sensorelements auf. Die Enden 
bzw. Köpfe wenigstens eines Schenkels weisen be-
sonders bevorzugt einen Schlitz oder eine Nut zur 
Aufnahme einer entsprechend einpassbar ausgebil-
deten Haltevorrichtung des Sensorelements auf.

[0022] Die beiden Schenkel der wenigstens einen 
Klammervorrichtung umfassen zweckmäßigerweise 
jeweils eine Nut auf der Innenseite des Schenkels, 
insbesondere zur Aufnahme bzw. zum Einrasten je-
weils einer Fixiernase oder Fixierkante der Haltevor-
richtung des Sensorelements.

[0023] Das Trägerelement, insbesondere dessen 
Basiselement bzw. Leadframe, weist bevorzugt zu-
mindest zwei elektrische Kontaktanschlüsse auf, wel-
che „crimpfähig” und/oder korbförmig ausgebildet 
sind und jeweils wenigstens teilweise einen externen 
Anschlusskontakt, wie beispielsweise eine Kabellitze 
oder einen Steckerpin/-terminal, und ein Kontaktbein 
bzw. Kontaktierungsbein des Sensorelements um-
greifen können, wodurch eine mechanisch feste, 
elektrisch leitfähige Verbindung entsteht. Alternativ 
vorzugsweise sind die Kontaktanschlüsse des Träge-
relements im Wesentlichen plan ausgebildet und mit 
jeweils einem Kontaktierungsbein des Sensorele-
ments und einer Litze oder einem Steckerpin/-termi-
nal eines externen Anschlusses gemeinsam ver-
schweißt.

[0024] Die Haltevorrichtung des Sensorelements 
und die Klammervorrichtung des Trägerelements 
sind vorzugsweise so ausgebildet, dass sie form-
schlüssig miteinander verbindbar sind und damit eine 
Befestigung des Sensorelements am Trägerelement 
ermöglichen.

[0025] Der Umspritzungsvorgang zur Ausbildung 
des Sensorgehäuses bzw. der gemeinsame Umsprit-
zungsvorgang von Sensorelement und Trägerele-
ment wird vorzugsweise als Overmold-Spritzgießvor-
gang durchgeführt.

[0026] Unter einem Overmold-Spritzgießvorgang 
wird bevorzugt ein Spritzgießvorgang verstanden, 
bei welchem ein Thermoplast in eine Außenform, bei-
spielsweise eine kundenspezifische Außenform, ins-
besondere mittels eines Schneckentriebs gepresst 
wird. Besonders bevorzugt wird über eine Extru-
der-Schnecke ein zähflüssiges Moldmaterial, bei-
spielsweise Polyamid, in die Spritzgießform bzw. 
Mold-Kavität gedrückt, wonach das thermoplastische 
Material durch Abkühlung an der Spritzgießform-
wand erstarrt. Danach wird das fertige Spritzgieß-
bauteil dem Werkzeug entnommen.

[0027] Das Sensorelement wird vorzugsweise mit 
mindestens einer, insbesondere von außen umgreif-
baren, Haltevorrichtung in wenigstens eine Klammer-
vorrichtung des Trägerelements vor dem gemeinsa-
men Umspritzungsvorgang eingefügt und/oder ein-
geclipst und/oder eingepresst.

[0028] Das Trägerelement wird bevorzugt nach dem 
Verbinden mit dem Sensorelement mit wenigstens ei-
nem Positionierelement in einem Spritzgießwerk-
zeug positioniert und/oder befestigt.

[0029] Vor dem Verbinden mit dem Trägerelement 
wird das Sensorelement vorzugsweise hergestellt, 
indem zumindest Teile des Sensorelements während 
seiner Herstellung mindestens einem Plasmabe-
handlungsvorgang unterzogen werden.
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[0030] Es können verschiedene Methoden der Ge-
nerierung von Plasmen zur Plasmabehandlung ver-
wendet werden, wie beispielsweise das Anlegen von 
hochfrequenten Wechselspannungen an ein Gas 
oder die diesbezügliche Verwendung von Gleich-
strom und/oder die Anregung eines Gases mit Mikro-
wellen. Beispielhafte Gasgemische zur Plasmabe-
handlung enthalten Sauerstoff, Argon, Wasserstoff 
und/oder Stickstoff. Die Art des Gemischs hängt von 
den speziellen Anforderungen an den Plasmabe-
handlungsprozess ab, welche sich beispielsweise 
aus Art der Verunreinigung und dem behandelten 
Werkstoff ergeben. Abhängig von der Art des Gasge-
mischs wirkt das Plasma oxidierend oder reduzie-
rend oder aktivierend. Oxidierende Plasmen sind 
zum Entfernen organischer Verunreinigungen geeig-
net, während reduzierende Plasmen auch für das 
Entfernen anorganischer Ablagerungen und/oder 
zum Abbau von Oxidablagerungen geeignet sind.

[0031] Der Plasmabehandlungsvorgang umfasst 
bevorzugt einen Plasmareinigungsvorgang und/oder 
einen Plasmaaktivierungsvorgang.

[0032] Unter einem Plasmareinigungsvorgang wird 
vorzugsweise ein trockenes, berührungsloses, che-
misches und/oder physikalisches, nicht abrasives 
Reinigungsverfahren verstanden, mit dem höchste 
Reinigungsqualitäten erzielt werden können. Insbe-
sondere organische Verunreinigungen werden durch 
chemische Reaktion mit freien Radikalen des Plas-
mas beispielsweise in Wasserdampf, Kohlendioxid 
und/oder CH4 umgewandelt. Zum chemischen Ent-
fernen von Kontamination enthält das Plasma bei-
spielsweise Sauerstoff oder Wasserstoff oder Argon. 
Sauerstoff ist dabei zum Entfernen organischer Kon-
taminationen geeignet und Wasserstoff zum Entfer-
nen anorganischer und/oder organischer Stoffe so-
wie zum Reduzieren von Oxiden. Der Reinigungspro-
zess ist zweckmäßigerweise eine Kombination aus 
einem physikalischen und einem chemischen Wirk-
prozess oder alternativ vorzugsweise ausschließlich 
ein chemischer Wirkprozess (ionenfrei).

[0033] Physikalisch: Verbindet man beispielsweise 
den zu reinigenden Gegenstand mit einer Kathode 
zur Plasmaerzeugung, werden aufgrund des ange-
legten elektrischen Feldes positive Ionen aus dem 
Plasma in dessen Richtung beschleunigt. Beim Auf-
treffen lösen diese Ionen durch direkten Impulsüber-
trag Atome und Moleküle von der Oberfläche ab.

[0034] Chemisch: Angeregter Sauerstoff und Sau-
erstoffionen bilden beispielsweise bei der Reaktion 
mit Kohlenwasserstoffen Kohlendioxid. Angeregter 
Wasserstoff bildet beispielsweise Halogenide, Sulfi-
de, CHx, insbesondere CH4, und Wasserdampf.

[0035] Unter einem Plasmaaktivierungsvorgang 
wird bevorzugt ein Plasmabehandlungsvorgang zur 

Erhöhung der Oberflächenspannung bzw. -haftung 
des zu behandelden bzw. aktivierenden Körpers ver-
standen. Dabei wird die Adhäsion zwischen einem 
Substrat bzw. dem Körper mit einem aufzutragenden 
Material, bspw. Moldmaterial verstärkt. Das Substrat 
bzw. dieser Körper ist somit leichter von einem, ins-
besondere flüssigen, Mittel oder Stoff zu benetzen 
bzw. haftend einzuhüllen. Der Kontaktwinkel eines 
Tropfens auf dem Körper ist dabei ein gängiges Maß 
für die Oberflächenspannung des Körpers. Ist die 
Oberfläche Körpers hydrophob (wasserabweisend) 
hat er eine geringe Oberflächenspannung. Mittels ei-
nes Plasmaaktivierungsvorgangs erreicht man wie 
mit einem Haftvermittler eine Erhöhung der Oberflä-
chenspannung. Die Oberfläche des Körpers ist nach 
dem Plasmaaktivierungsvorgang hydrophil bzw. gut 
benetzbar, der Kontaktwinkel ist verringert und die 
Neigung zur Delamination ist geringer. Ein Plas-
maaktivierungsvorgang wird beispielsweise zur Ver-
besserung der Haftung von Klebern oder Beschich-
tungen auf bestimmten Kunststoffen verwendet.

[0036] Das Verfahren umfasst zweckmäßigerweise 
einen Plasmareinigungsvorgang vor einem Kontak-
tierungsvorgang zur deutlichen Verminderung der 
Korrosionsanfälligkeit und einen Plasmaaktivierungs-
vorgang vor einem Umspritzungsvorgang zur deutli-
chen Verminderung der Delaminationsanfälligkeit.

[0037] Das Sensorelement wird vorzugsweise mit 
wenigstens einem Messfühlerelement und/oder zu-
mindest einer elektronischen Schaltung bestückt, 
welche insbesondere auf dem Basiselement bzw. 
dem Leadframe direkt oder indirekt angeordnet wer-
den, besonders bevorzugt auf einem Trägersockel 
bzw. auf eine Bondinsel/ein „die-pad” des Basisele-
ments. Das Messfühlerelement und/oder die elektri-
sche Schaltung werden ganz besonders bevorzugt 
nach einem ball-stich-an-ball-Bondverfahren bzw. ei-
nem stich-on-bump-Bondverfahren (SOB) elektrisch 
kontaktiert, wodurch eine hohe Zug- und Scherfestig-
keit der elektrischen Kontaktierungen erreicht wer-
den kann. Alternativ werden das Messfühlerelement 
und/oder die elektrische Schaltung ganz besonders 
bevorzugt nach einem wedge-ball-Bondverfahren 
oder nach einem reverse-stich-onball-Bondverfahren 
(RSOB) elektrisch kontaktiert.

[0038] Das Sensorelement, insbesondere der Basi-
selement und optional weitere Bauteile des Sensore-
lements, werden vorzugsweise vor einem Bestü-
ckungsvorgang und/oder vor einem Kontaktierungs-
vorgang mit elektrischen Anschlussmitteln zumindest 
teilweise einem Plasmabehandlungsvorgang unter-
zogen, insbesondere einem Plasmareinigungsvor-
gang.

[0039] Es ist zweckmäßig, dass vor einem Umsprit-
zungsvorgang zur Herstellung wenigstens des ersten 
Gehäuses des Sensorelements, zumindest Teile des 
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Sensorelements einem Plasmabehandlungsvor-
gang, insbesondere einem Plasmaaktivierungsvor-
gang, unterzogen werden.

[0040] Vor zumindest einem Umspritzungsvorgang, 
insbesondere einem Kunststoffspritzgussvorgang, 
werden bevorzugt zumindest Teile des Sensorele-
ments, besonders bevorzugt das erste und zweite 
Gehäuse, einem Plasmabehandlungsvorgang unter-
zogen, insbesondere einem Plasmaaktivierungsvor-
gang. Dies erfolgt ganz besonders bevorzugt nach 
mindestens einem Bestückungsvorgang.

[0041] Unter einem Messfühlerelement wird vor-
zugsweise ein Magnetoelektrisches-Wandlerele-
ment, insbesondere ein AMR-, GMR-, oder ein ande-
res magnetoresistives Element oder ein Hall-Ele-
ment, verstanden, welches besonders bevorzugt 
eine Brückenstruktur aufweist und auch als Brücken- 
die bezeichnet wird. Das Messfühlerelement weist 
zweckmäßigerweise kombinierte Magneto-elektri-
sche-Wandlerelemente unterschiedlicher Wirkweise 
auf.

[0042] Das Basiselement bzw. der Leadframe wird 
bevorzugt beidseitig mit jeweils zumindest einem 
Bauelement bestückt.

[0043] Das Messfühlerelement und wenigstens ein 
Teil des Basiselements werden vorzugsweise um-
spritzt, wodurch das erste Gehäuse des Sensorele-
ments ausgebildet wird. Zusätzlich wird zumindest 
ein Teil des Basiselements und insbesondere ein 
elektronisches Schutzelement, umspritzt, wodurch 
das zweite Gehäuse des Sensorelements ausgebil-
det wird. Das erste und zweite Gehäuse weisen da-
bei besonders bevorzugt einen definierten Abstand 
zueinander auf.

[0044] Während des Umspritzungsvorgangs zur 
Herstellung des Sensors bzw. zur Ausbildung des 
Sensorgehäuses werden zweckmäßigerweise das 
erste und das zweite Gehäuse des Sensorelements 
gemeinsam umspritzt.

[0045] Es ist bevorzugt, dass insbesondere am 
Ende des Herstellungsverfahrens des Sensorele-
ments und/oder des Sensors, das Sensorelement 
oder der Sensor einem zusätzlichen Plasmabehand-
lungsvorgang unterzogen werden, insbesondere ei-
nem Plasmareinigungsvorgang, wodurch die freilie-
genden Kontakte bzw. Anschlussmittel des Sensore-
lements bzw. des Sensors nicht oder nur in relativ ge-
ringem Maße korrodieren bzw. zu Korrosion neigen. 
Außerdem kann aufgrund des Plasmareinigungsvor-
gangs auf einen Galvanisierungsvorgang, beispiels-
weise ein Verzinnen oder Vernickeln, zum Schutz der 
freiliegenden Kontakte bzw. Anschlussmittel verzich-
tet werden. Das Sensorelement und/oder der Sensor 
werden anschließend besonders bevorzugt direkt 

luftdicht verpackt.

[0046] Das Verfahren zur Herstellung des Sensore-
lements umfasst vorzugsweise folgende Schritte:  
Ausstanzen eines Basiselements aus einem Rohkör-
per, welcher insbesondere aus einem Metallblech 
ausgebildet ist oder Verwendung eines Trägerstrei-
fens/einer Trägerfolie oder ein MID-Elements also 
Basiselement. Anschließend werden eine Oberflä-
chenbeschichtung und/oder wenigstens eine Kon-
taktstelle auf zumindest einer Seite des Basisele-
ments aufgebracht. Im Anschluss erfolgt die Bestü-
ckung des Basiselements mit wenigstens einem 
elektronischen Bauelement.

[0047] Es ist bevorzugt, dass im Zuge der Bestü-
ckung des Basiselements des Sensorelements zu-
nächst eine erste Seite bzw. eine erste Fläche des 
Basiselements mit einem ersten Klebemittel (dispen-
se) versehen wird. Dieses erste Klebemittel ist wahl-
weise elektrisch leitfähig oder isolierend und weist 
eine relativ gute Wärmeleitfähigkeit auf. Danach wird 
auf diese erste Seite wenigstens eine elektronische 
Schaltung, auch als ASIC-die bezeichnet und/oder 
mindestens ein Messfühlerelement, welches beson-
ders bevorzugt als Brücke ausgebildet ist, aufge-
bracht. Der ASIC-die dient ganz besonders bevor-
zugt als Montageträger für das Messfühlerelement. 
Dabei ist das Messfühlerelement beispielsweise mit-
tels einer FlipChip-Montage auf dem ASIC-die ange-
ordnet.

[0048] Das ASIC-die und das Messfühlerelement 
sind zweckmäßigerweise als ein integriertes Bauele-
ment ausgebildet.

[0049] Bevorzugt wird danach das Klebemittel bzw. 
werden der Basiselement sowie die Bauelemente auf 
der ersten Seite des Leadframes erwärmt, wodurch 
die Verbindung mittels des ersten Klebemittels aus-
härtet.

[0050] Danach wird das Basiselement bzw. der 
Leadframe zweckmäßigerweise einem Plasmabe-
handlungsvorgang, insbesondere einem Plasmarei-
nigungsvorgang, unterzogen, wodurch die Oberflä-
che des Basiselements und der Bauteile zumindest 
teilweise von korrosionsfördernden Sulfid-, Halogen- 
und/oder Kohlenstoff-Kontaminationen gereinigt wer-
den. Zudem erfolgt eine Reduktion der Oxidschicht. 
Dies ist besonders vorteilhaft zur Gewährleistung von 
zuverlässigen elektrischen Kontaktierungen zwi-
schen Bonddrähten und dem Leadframe bzw. dem 
Basiselement und/oder mit zumindest einer Kontakt-
stelle des ASIC-dies oder Messfühlerelements. Au-
ßerdem dient diese Reinigung zur Erreichung einer 
relativ hohen Dichtigkeit im Zuge einer zumindest teil-
weisen Umspritzung des Leadframes bzw. des Basi-
selements.
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[0051] Nach dem Bestücken des Leadframes bzw. 
Basiselements bzw. eines entsprechenden Bestü-
ckungsvorgangs und insbesondere nach einem an-
schließenden Plasmabehandlungsvorgang, werden 
bevorzugt zumindest das ASIC-die und/oder das 
Messfühlerelement mittels eines Draht-Bondvor-
gangs elektrisch leitend miteinander und/oder mit 
dem Leadframe bzw. Basiselement verbunden. Da-
bei werden besonders bevorzugt zunächst an allen 
Kontaktstellen auf dem Basiselement und auf Kon-
taktierungspads bzw. auf Kontakierungsmitteln der 
entsprechenden Bauelemente in geeigneter Weise 
Bumps bzw. Lothügel aufgebracht. Danach werden 
die jeweiligen Bonddrähte gezogen, wobei dies nach 
dem sogenannten ball-stich-an-ball-Bondverfahren 
(BSOB) bzw. stich-on-bump-Bondverfahren (SOB) 
durchgeführt wird. Ganz besonders bevorzugt wer-
den die Bonddrähte, welche einen Kontakt mit dem 
ASIC-die aufweisen, von den Kontaktierungspads 
des ASIC-die weg zu dem jeweiligen Zielpunkt und 
dem dortigen Bump der elektrischen Verbindung hin-
gezogen. Durch diese Art des Bondvorgangs werden 
unerwünschte thermische und mechanische Beein-
flussungen der Bauelemente relativ gering gehalten. 
Alternativ erfolgt die elektrische Kontaktierung des 
ASIC-die und/oder des Messfühlerelements mittels 
eines wedge-ball-Bondverfahrens oder eines re-
verse-stich-on-ball-Bondverfahrens.

[0052] Es ist zweckmäßig, dass im Zuge der Kon-
taktierung mindestens eines, insbesondere mehrere, 
der oben genannten Bondverfahren zur Kontaktie-
rung verschiedener elektrischer Kontakte durchge-
führt wird. Besonders bevorzugt werden die elektro-
nischen Bauelemente mittels des 
stich-an-bump-Bondverfahrens (SOB) kontaktiert 
und das Basiselement bzw. der Leadframe mittels 
des wedge-ball-Bondverfahrens oder eines anderen 
Wedge-Bondverfahrens. Alternativ vorzugsweise 
werden sämtliche elektrische Kontaktierungen mit-
tels des stich-an-bump-Bondverfahrens (SOB) bzw. 
(BSOB) durchgeführt.

[0053] Das Kontaktierungspad des ASIC-die ist 
zweckmäßigerweise zumindest teilweise aus Alumi-
nium ausgebildet und/oder das Kontaktierungspad 
des Messfühlerelements aus Gold. Das Kontaktie-
rungspad des ASIC-die aus Aluminium ist insbeson-
dere als Metallisierung mit einer Dicke von weniger 
als 1 μm ausgebildet.

[0054] Als Bonddraht wird bevorzugt Golddraht ver-
wendet, welcher als Zusatzstoff Palladium aufweist 
bzw. mit geringen Mengen Palladium dotiert ist.

[0055] Die oben vorgeschlagenen Kontaktierungen 
ermöglichen eine hohe Temperaturbelastbarkeit, ins-
besondere für Temperaturen bis 180°C, beispielswei-
se zur Verwendung in Kraftfahrzeugen, sowie eine 
hohe Zug- und Scherfestigkeit.

[0056] Zweckmäßigerweise wird anschließend auf 
einer zweiten, der ersten Seite gegenüberliegenden, 
Seite des Basiselements bzw. Leadframes ein zwei-
tes Klebemittel aufgebracht. Danach wird auf der 
zweiten Seite ein magnetisches Mittel, insbesondere 
ein Ferrit, im Bereich gegenüber der Brücke so ange-
ordnet, dass sich besonders bevorzugt der Massen-
schwerpunkt des Magneten senkrecht bezüglich des 
Basiselements im Wesentlichen über dem Massen-
schwerpunkt und/oder dem geometrischen Mittel-
punkt der sensitiven Fläche des Messfühlerelements 
befindet. Ganz besonders bevorzugt wird zusätzlich 
ein elektronisches Schutzelement mit einem definier-
ten Abstand zum ASIC-die wahlweise auf der ersten 
Seite oder der zweiten Seite des Basiselements an-
geordnet. Dieses Schutzelement wird zweckmäßi-
gerweise auf derselben Bondinsel wie der ASIC-die 
oder alternativ vorzugsweise an einer anderen Stelle 
des Basiselements in einem definierten Abstand zum 
ASIC-die angebracht, insbesondere ist das Schutze-
lement dabei mit zwei Kontaktierungsbeinen des Ba-
siselement mechanisch und elektrisch verbunden. 
Letzteres bietet den Vorteil, dass die mechanische 
Stabilität der Anschlussgins zum Moldgehäuse ver-
bessert wird. Das Schutzelement wird dabei zweck-
mäßigerweise von dem zweiten Gehäuse umgeben.

[0057] Das zweite Klebemittel ist vorzugsweise 
elektrisch leitfähig ausgebildet.

[0058] Das erste und das zweite Klebemittel werden 
bevorzugt punktförmig oder als kreuzende Striche 
dosiert, in der Weise, dass nach dem Bestückungs-
vorgang bzw. „Die-Attach” die Ecken des jeweiligen 
Bauelements ausreichend mit Klebemittel bedeckt 
sind.

[0059] Anschließend wird das zweite Klebemittel 
zweckmäßigerweise ebenfalls durch Erwärmung 
ausgehärtet.

[0060] Das Erwärmen wird, insbesondere jeweils, 
zweckmäßigerweise in einem Ofen durchgeführt.

[0061] Das elektronische Schutzelement ist bevor-
zugt als Kondensator oder alternativ vorzugsweise 
als Doppel-Zehnerdiode oder Varistor ausgebildet. 
Die elektrische Kontaktgabe erfolgt über Klebever-
bindung oder Drahtbondtechnik.

[0062] Die Herstellung des ersten und/oder zweiten 
Gehäuses des Sensorelements erfolgt vorzugsweise 
durch einen als Transfer-Molden bezeichneten Um-
spritzungsvorgang.

[0063] Unter Transfer-Molden wird bevorzugt ein 
Spritzgießvorgang verstanden, bei welchem ein fes-
tes und/oder vorgemischtes Moldmaterial unter ei-
nem erhöhten Druck und erhöhter Temperatur ver-
flüssigt wird und anschließend in eine Spritzguss-
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form, insbesondere unter erhöhtem Druck, geleitet 
wird, in welcher das Moldmaterial zu einem Duro-
plast-Körper erstarrt bzw. auskristallisiert, wobei die-
ser Duroplast-Körper im Wesentlichen nicht mehr 
schmelzbar ist.

[0064] Es ist zweckmäßig, dass nach der komplet-
ten Bestückung des Basiselements des Sensorele-
ments ein bzw. unmittelbar vor dem Transfer-Molden, 
ein zusätzlicher Plasmabehandlungsvorgang durch-
geführt wird. Dieser zusätzliche Plasmabehand-
lungsvorgang umfasst insbesondere einen Plasmar-
einigungsvorgang und danach einen Plasmaaktivie-
rungsvorgang. Der Plasmaaktivierungsvorgang be-
trifft dabei besonders bevorzugt die ASIC-die, Kleber- 
und Ferrit-Oberflächen, wodurch eine bessere Haf-
tung des Moldmaterials bzw. Spritzgussmaterials er-
möglicht wird. Durch diese Plasmabehandlungsvor-
gänge wird ganz besonders bevorzugt ein sonst übli-
cher, zusätzlicher Galvanisierungsvorgang einge-
spart.

[0065] Das ASIC-die, das Messfühlerelement, so-
wie das magnetische Mittel werden zweckmäßiger-
weise gemeinsam umspritzt, wodurch ein erstes Ge-
häuse um diese Bauelemente ausgebildet wird. Be-
sonders bevorzugt wird zusätzlich das elektronische 
Schutzelement separat umspritzt, wodurch ein zu-
sätzliches zweites Gehäuse ausgebildet ist. Als Um-
spritzungstechnik wird bevorzugt das Transfer-Mol-
den angewandt.

[0066] Es ist bevorzugt, dass das Basiselement 
bzw. der Leadframe eines Sensorelements mit dem 
Basiselement/Leadframe anderer Sensorelemente 
über Verbindungsstege im Wesentlichen in Form ei-
ner Kette bzw. eines Streifens verbunden ist. Nach 
dem Umspritzungsvorgang werden die Basisele-
ment, insbesondere durch einen Stanzvorgang, ver-
einzelt.

[0067] Es ist zweckmäßig, dass der Basiselement 
zumindest eine Bondinsel bzw. einen Trägersockel 
bzw. ein die-pad aufweist, auf welchem das ASIC-die 
und das Messfühlerelement auf der ersten Seite und 
das magnetische Mittel auf der zweiten Seite ange-
ordnet sind. Außerdem weist das Basiselement min-
destens zwei Kontaktierungsanschlüsse auf, welche 
zum Teil mit der Bondinsel verbunden sind.

[0068] Nach dem Umspritzen und insbesondere 
Vereinzeln der Basiselemente wird vorzugsweise das 
magnetische Mittel magnetisiert. Anschließend wird 
besonders bevorzugt der Leadframe mit Steckerter-
minals oder einem Kabel durch Crimpen und/oder 
Schweißen und/oder Löten und/oder Kleben elek-
trisch leitend verbunden, dabei werden ganz beson-
ders bevorzugt die Kontaktierungsanschlüsse mit 
dem Stecker oder Kabel verbunden werden.

[0069] Das ASIC-die sowie das Messfühlerelement 
bzw. das Brücken-die weisen vorzugsweise im We-
sentlichen die gleiche Höhe auf und ragen deshalb im 
Wesentlichen gleichweit von der ersten Seite des Ba-
siselements ab. Dabei sind das ASIC-die und das 
Brücken-die um eine definierte Länge voneinander 
beabstandet auf der ersten Seite des Basiselements 
angeordnet. Es hat sich herausgestellt, dass diese 
Anordnung vorteilhaft für die gemeinsame Umsprit-
zung ist. Die definierte Länge zwischen ASIC-die und 
Brücken-die bzw. dieser Abstand ist besonders be-
vorzugt größer als 40 μm ausgebildet, um den Klebe-
vorgang dieser Bauelemente sowie den anschließen-
den gemeinsamen Umspritzungsvorgang problem-
frei zu ermöglichen.

[0070] Das Basiselement bzw. der Leadframe um-
fasst bevorzugt zwei oder mehr Kontaktierungsbeine, 
welche insbesondere durch das zweite Gehäuse mit-
einander verbunden sind und welche besonders be-
vorzugt teilweise aus dem dritten, gemeinsamen Ge-
häuse des Sensorelements als Kontaktelemente des 
Sensorelements herausragen.

[0071] Außerdem bezieht sich die Erfindung auf die 
Verwendung des Sensorelements und des Trägere-
lements in Kraftfahrzeugen, insbesondere als Ge-
schwindigkeitssensor bzw. Geschwindigkeitssenso-
ranordnung, besonders bevorzugt als Raddreh-
zahlsensor.

[0072] Das erfindungsgemäße Verfahren ist vor-
zugsweise zur Herstellung von Sensoren für sicher-
heitskritische Anwendungen vorgesehen. Insbeson-
dere ist das Verfahren zur Herstellung von Geschwin-
digkeitssensoren, besonders bevorzugt für Kraftfahr-
zeuge, vorgesehen.

[0073] Weitere bevorzugte Ausführungsformen er-
geben sich aus den Unteransprüchen und den nach-
folgenden Beschreibungen von Ausführungsbeispie-
len an Hand von Figuren.

[0074] Es zeigen in schematischer Darstellung

[0075] Fig. 1 ein Ausführungsbeispiel des Sensore-
lements, in einem Herstellungsstadium desselben, in 
dem das Sensorelement noch keine Haltevorrichtung 
aufweist,

[0076] Fig. 2 und Fig. 3 beispielhafte Sensorele-
mente, welche jeweils eine Haltevorrichtung an ei-
nem ersten und zweiten Gehäuse zur Verbindung mit 
dem Trägerelement aufweisen,

[0077] Fig. 4 ein beispielhaftes Ablaufdiagramm 
des Verfahrens zur Herstellung eines Sensors,

[0078] Fig. 5 ein Ausführungsbeispiel eines Träge-
relements mit zwei Klammervorrichtungen und einem 
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Positionierelement mit integrierten Schmelzrippen, 
und

[0079] Fig. 6 das beispielhafte Verbinden bzw. Ein-
clipsen zwischen einem Sensorelement und einem 
Trägerelement.

[0080] In Fig. 1 ist ein beispielhaftes Sensorele-
ment innerhalb eines Herstellungsstadiums darge-
stellt, in welchem das Sensorelement noch keine Hal-
tevorrichtung zur Verbindung mit einem Trägerele-
ment aufweist. Dabei zeigt Fig. 1a) eine Draufsicht 
auf die erste Seite des Basiselements 1, Fig. 1b) eine 
Seitenansicht sowie Fig. 1c) eine Draufsicht auf die 
zweite Seite bzw. die Unterseite des Basiselements 
1. Basiselement 1 ist beispielgemäß als Leadframe 
aus Metall ausgebildet.

[0081] Die erste Seite Basiselements 1 ist mit einem 
Messfühlerelement 3 und einem ASIC-die 2 bestückt, 
welche durch elektrische Anschlussmittel 5 bzw. 
Bonddrähte, auch „wire bonds” genannt, miteinander 
und mit den Kontaktierungsbeinen 9 des Basisele-
ments 1 verbunden sind. Das Messfühlerelement 3
und das ASIC-die 2 ragen im Wesentlichen gleich 
weit von Basiselement 1 ab bzw. sind gleich hoch 
ausgebildet. Die Verdrahtung bzw. elektrische Kon-
taktierung ist beispielgemäß entsprechend einem 
ball-stich-on-ball-Bondverfahren ausgebildet, wobei 
die AU-Drähte 5 mit Bondhügeln bzw. Bumps bzw. 
Gold-Bumps verbunden sind, die auf den Kontaktie-
rungsbeinen 9 des Basiselements 1 und auf Kontak-
tierungspads 10 des Messfühlerelements 3 und des 
ASIC-dies 2 angeordnet sind. Bei dem in Fig. 1 dar-
gestellten Ausführungsbeispiel ist das dargestellte 
Sensorelement bezüglich seines Basiselements mit-
tels eines Bands 11 oder einer anderen Verbindung 
mit weiteren, nicht dargestellten, Basiselement ver-
bunden. Messfühlerelement 3 und ASIC-die 2 sind 
auf einem Trägersockel 12 des Basiselements 1 an-
geordnet.

[0082] Der Trägersockel 12 bzw. die Bondinsel ist 
auf der zweiten Seite des Basiselements 1 mit einem 
magnetischen Mittel 4, welches als Ferrit ausgebildet 
ist, bestückt. Außerdem ist die zweite Seite des Basi-
selements 1 mit einem elektronischen Schutzele-
ment 6, beispielgemäß als Kondensatorelement aus-
gebildet, bestückt, welches in einem definierten Ab-
stand zu Trägersockel 12 bzw. zu ASIC-die 2 ange-
ordnet ist.

[0083] Fig. 2 zeigt ein Ausführungsbeispiel eines 
Sensorelements 100 mit einem ersten und einem 
zweiten Gehäuse 7, 8, welche in einem Spritzguss-
verfahren aus einem duroplastischen Mold-Com-
pound, beispielsweise aus Epoxy, ausgebildet sind. 
In Fig. 2a) ist Sensorelement 100 noch bezüglich sei-
nes Basiselements 1 durch Band 11 mit weiteren, 
nicht dargestellten, Sensorelementen verbunden. 

Basiselement 1 weist dabei zwei Kontaktierungsbei-
ne 9 und einen Trägersockel auf, wobei dieser Trä-
gersockel durch das erste Gehäuse 7 umhüllt ist. 
Fig. 2b) zeigt das beispielhafte Sensorelement 100
nach einem Vereinzelungsprozess, in dem nur der 
Teil des Basiselements 1 ausgestanzt und weiterver-
arbeitet wird, der für das fertige Sensorelement rele-
vant ist. Fig. 2c) zeigt eine seitliche Schnittansicht 
dieses beispielgemäßen Sensorelements 100. Aus 
dieser Ansicht sind Haltevorrichtungen 13, die Teil 
des ersten und zweiten Gehäuses 7, 8 sind, erkenn-
bar. Haltevorrichtungen 13 sind beispielgemäß je-
weils als abgerundete, von außen umgreifbare Kante 
des ersten und zweiten Gehäuses 7, 8 ausgebildet. 
Dabei enthält erstes Gehäuse 7 einen ASIC-die 2
und ein Messfühlerelement 3, angeordnet auf einer 
ersten Seite des Trägersockels 12 des Basisele-
ments 1 sowie ein magnetisches Mittel 4 bzw. bei-
spielgemäß einen Ferrit, angeordnet auf der zweiten 
Seite dieses Trägersockels 12. Das zweite Gehäuse 
8 umfasst ein Kondensatorelement als elektroni-
sches Schutzelement 6, welches mit den beiden Kon-
taktierungsbeinen 9 verbunden ist.

[0084] Fig. 3 veranschaulicht ein beispielhaftes 
Sensorelement 100 umfassend einen Basiselement 
1 mit Kontaktierungsbeinen 9 und ein erstes 7 und 
zweites 8 Gehäuse aus Spitzguss. Das erste Gehäu-
se 7 umfasst ein nicht dargestelltes Messfühlerele-
ment, einen ASIC-die sowie ein magnetisches Mittel. 
Das zweite Gehäuse 8 umfasst beispielhaft ein elek-
tronisches Schutzelement oder ist in einem alternati-
ven Ausführungsbeispiel „leer”, besteht also nur aus 
dem umspritzten Teil des Basiselements und der 
Spritzgussmasse selbst. Dieses zweite Gehäuse 8
dient dabei außerdem einer mechanischen Entlas-
tung, insbesondere einer Zugentlastung, bezüglich 
der Kontaktierungsbeine 9. Außerdem zeigt Fig. 3
die von außen umgreifbaren Haltevorrichtungen 13, 
beispielgemäß als abgerundete Kante ausgebildet, 
des ersten und zweiten Gehäuses. Die Haltevorrich-
tung 13 des ersten Gehäuses 7 umfasst auf zwei ge-
genüberliegenden Seiten außerdem jeweils zwei Fi-
xiernasen 22.

[0085] Anhand der Fig. 4 ist ein beispielhaftes Ver-
fahren zur Herstellung eines Sensors in einem Fluss-
diagramm veranschaulicht. Dabei betreffen Verfah-
rensschritte A bis I die Herstellung eines beispielhaf-
ten Sensorelements, der Verfahrensschritt J die Her-
stellung eines beispielhaften Trägerelement und die 
Schritte K und L die Herstellung des Sensors.

[0086] Dabei wird der Basiselement bzw. Leadfra-
me in einem Verfahrensschritt A „assemble 1st side”
von einer ersten Seite bestückt. In diesem Verfah-
rensschritt A wird auf einen Teil der ersten Seite des 
Basiselements, beispielgemäß auf die erste Seite ei-
nes Trägersockels, ein erstes, elektrisch isolierendes 
und relativ gut wärmeleitfähiges Klebemittel aufge-
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bracht, was auch als „adhesive dispensing” bezeich-
net wird. Danach wird ein ASIC-die und ein Messfüh-
lerelement auf dieser ersten Seite angeordnet bzw. 
angeklebt, was auch als „die attach” bezeichnet wer-
den kann. Danach wird das erste Klebemittel in ei-
nem Ofen ausgehärtet, „curing”.

[0087] Anschließend wird ein Plasmareinigungsvor-
gang, „plasma cleaning”, in Verfahrensschritt B 
durchgeführt. Dies dient der Vorbereitung eines elek-
trischen Kontaktierungsverfahrens.

[0088] Danach erfolgt ein Kontaktierungsvorgang 
C, „wire bonding”, der auf der ersten Seite des Basi-
selements angeordneten Bauelemente bzw. des 
Messfühlerelements und des ASIC-dies, beispielge-
mäß nach einem ball-stich-on-ball-Bondverfahren mit 
AU-Draht.

[0089] Anschließend erfolgt ein Bestückungsvor-
gang D der zweiten Seite des Basiselements, „as-
semble 2nd side”. Dabei wird beispielhaft ein Teil der 
zweiten Seite des Basiselements mit einem zweiten 
Klebemittel, das elektrisch leitfähig ist, benetzt, „ad-
hesive dispensing”, wonach ein magnetisches Mittel 
und ein elektronisches Schutzelement zur Verbesse-
rung der EMV-Eigenschaften des Sensorelements 
auf der zweiten Seite, voneinander beabstandet an-
geordnet werden. Anschließend wird das zweite Kle-
bemittel in einem Ofen ausgehärtet, „curing”.

[0090] Nach den Bestückungsvorgängen wird ein 
Plasmaaktivierungsvorgang E, „plasma activation”, 
durchgeführt bzw. der Sensorelements wird diesem 
Plasmaaktivierungsvorgang unterzogen.

[0091] Anschließend werden in einem Kunststoff-
spritzgussvorgang F, „transfer molding”, ein erstes 
und ein zweites Gehäuse ausgebildet, welche die zu-
vor auf dem Basiselement angeordneten Bauele-
mente umfassen und die jeweils eine von außen um-
greifbare, abgerundete Kante als Haltevorrichtung 
aufweisen. Der Spritzguss der Gehäuse wird in ei-
nem Ofen ausgehärtet, „post mold curing”.

[0092] Danach erfolgt ein Magnetisierungsvorgang 
G des magnetischen Mittels, wonach ein elektrisches 
Testverfahren H, „electrical testing”, des Sensorele-
ments durchgeführt wird, bei dem die Funktionsfähig-
keit des Messfühlerelements im Zusammenwirken 
mit dem magnetischen Mittel und die Funktionsfähig-
keit des ASIC-dies geprüft wird.

[0093] Anschließend wird das Sensorelement ei-
nem Plasmareinigungsvorgang I „plasma cleaning”
unterzogen, der die Korrosionsanfälligkeit des Sen-
sorelements bzw. der freiliegenden elektrischen Kon-
takte des Sensorelements vermindert. Hierdurch 
braucht kein zusätzlicher Galvanisierungsvorgang, 
beispielsweise ein Verzinnen oder Vernickeln der 

freiliegenden elektrischen Kontakte, durchgeführt 
werden.

[0094] Alternativ erfolgt gar keine zusätzliche Be-
handlung des Sensorelements zum Schutz vor Kor-
rosion sondern eine geeignete Verpackung, bei-
spielsweise mittels einer luftdichten Verpackung bzw. 
mittels eines luftdichten Beutels, des Sensorele-
ments.

[0095] In Verfahrensschritt J wird ein beispielhaftes 
Trägerelement „carrier element”, welches an einem 
Metallrahmen befestigt ist, in einem Spritzgießvor-
gang hergestellt. Dabei werden ein Positionierele-
ment und zwei Klammervorrichtungen ausgebildet.

[0096] Danach werden das Sensorelement und das 
Trägerelement in einem gemeinsamen Verfahrens-
schritt K „clipsing” miteinander mechanisch verbun-
den, indem das erste und zweite Gehäuse des Sen-
sorelements mit ihren Haltevorrichtungen in die 
Klammervorrichtungen des Trägerelements form-
schlüssig eingeclipst werden.

[0097] Im Anschluss daran werden in einem ge-
meinsamen Verfahrensschritt L das Sensorelement 
und das Trägerelement sowie externe Anschlüsse 
gemeinsam elektrisch miteinander verbunden bzw. 
kontaktiert „connecting the elements”. Dabei wird je-
weils ein Kontaktierungsbein des Sensorelements 
sowie eine Kabellitze oder ein Steckerpin/-terminal 
eines externen Anschlusses von einem, beispielhaft 
korbartig ausgebildetem, Kontaktanschluss des Trä-
gerelements aufgenommen und mit diesem gemein-
sam vercrimpt.

[0098] Anschließend werden die miteinander ver-
bundenen Elemente, also das Sensorelement und 
das Trägerelement, in Verfahrensschritt M gemein-
sam umspritzt. Dabei werden die verbundenen Ele-
mente mittels des Positionierelements des Trägerele-
ments in ein Spritzgießwerkzeug eingelegt bzw. in 
diesem Positioniert, wonach ein gemeinsamer Spritz-
gießvorgang „over molding” zur Ausbildung des Sen-
sorgehäuses durchgeführt wird, bei dem beispiels-
weise das erste und das zweite Gehäuse des Senso-
relements gemeinsam mit dem Trägerelement mittels 
eines Overmold-Spritzgießvorgangs umspritzt wer-
den.

[0099] In Fig. 5 ist ein Ausführungsbeispiel eines 
Trägerelements 200 veranschaulicht, welches einen 
Metallrahmen 15 und eine Trägervorrichtung 14 um-
fasst. Trägervorrichtung 14 weist ein Positionierele-
ment 18 mit integrierten Schmelzrippen 19 auf sowie 
zwei Klammervorrichtungen 20, welche jeweils zwei 
biegsame Schenkel 16 mit Verrundungen 17 an des-
sen Enden bzw. Köpfen aufweisen. Durch diese Ver-
rundungen kann eine Haltevorrichtung des Sensore-
lements relativ leicht und präzise durch die Klammer-
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vorrichtung 20 aufgenommen bzw. in diese eingec-
lipst werden. Die untere, größere Klammervorrich-
tung weist außerdem auf der Innenseite der biegsa-
men Schenkel 16 jeweils eine Nut 23 auf. Das Träge-
relement 200 weist außerdem zwei korbförmige Kon-
taktanschlüsse 21 aus Metall zur elektrischen Kon-
taktierung mit jeweils einem Kontaktierungsbein des 
Sensorelements und einer Kabellitze bzw. einem 
Steckpin oder einem anderem Anschlussmittel eines 
externen elektrischen Anschlusses auf.

[0100] Fig. 6 zeigt eine beispielhafte Verbindung 
zwischen einem Sensorelement 100 und einem Trä-
gerelement 200. Dabei ist in

[0101] Fig. 6a) eine beispielhafte Anordnung beider 
Elemente 100, 200 in bereits mechanisch verbunde-
nem Zustand dargestellt. Anhand der Fig. 6b) bis d) 
wird in drei Schritten das Einclipsen der Haltevorrich-
tung 13 des zweiten Gehäuses 8 in eine Klammervor-
richtung 20 des Trägerelements, mit zwei biegsamen 
Schenkeln 16 veranschaulicht. Die beiden Schenkel 
16 weisen an ihren Enden jeweils Verrundungen 17
auf. Fig. 6 e) bis g) zeigen entsprechend beispielhaft 
eine Aufnahme bzw. das Einclipsen des erstens Ge-
häuses 7 des Sensorelements 100 in Klammervor-
richtung 20. Dabei weist Haltevorrichtung 13 des ers-
ten Gehäuses 7 eine abgerundete Kante und auf 
zwei gegenüberliegenden Seiten jeweils zwei Fixier-
nasen 22 zur präzisen Positionierung auf. Diese Fi-
xiernasen 22 tauchen bzw. rasten dabei in jeweils 
eine Nut 23 auf der Innenseite der biegsamen Schen-
kel 16 der Klammervorrichtung 20 ein.

[0102] Die in Fig. 6a) dargestellt Anordnung zeigt 
Sensorelement 100 mit Trägerelement 200 verbun-
den. Dabei sind erstes und zweites Gehäuse 7, 8 des 
Sensorelements mit einer jeweiligen Haltevorrich-
tung in Klammervorrichtungen 20 des Trägerele-
ments eingeclipst. Kontaktierungsbeine 9 des Basi-
selements 1 des Sensorelements sind durch korbför-
mige Kontaktanschlüsse 21 des Trägerelements auf-
genommen. Trägerelement 200 weist außerdem Po-
sitionierelement 18 mit integrierten Schmelzrippen 19
zur Positionierung der Anordnung in einem nicht dar-
gestellten Spritzgießwerkzeug auf.
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Patentansprüche

1.  Sensorelement (100), umfassend wenigstens 
ein Messfühlerelement (3), dadurch gekennzeich-
net, dass das Sensorelement (100) eine Haltevor-
richtung (13) zur Verbindung mit einem Trägerele-
ment (200) aufweist.

2.  Sensorelement nach Anspruch 1, dadurch ge-
kennzeichnet, dass die Haltevorrichtung (13) von au-
ßen umgreifbar ausgebildet ist.

3.  Sensorelement nach Anspruch 1 oder 2, da-
durch gekennzeichnet, dass die Haltevorrichtung 
(13) wenigstens eine, insbesondere abgerundete, 
umgreifbare Kante aufweist.

4.  Sensorelement nach mindestens einem der 
Ansprüche 1 bis 3, dadurch gekennzeichnet, dass die 
Haltevorrichtung (13) Teil eines ersten Gehäuses (7) 
ist und mit diesem einstückig verbunden ist, wobei 
das erste Gehäuse (7) direkt oder indirekt mit einem 
Basiselement (1), welches insbesondere als Leadfra-
me ausgebildet ist, verbunden ist.

5.  Sensorelement nach mindestens einem der 
Ansprüche 1 bis 4, dadurch gekennzeichnet, dass 
das erste Gehäuse (7) wenigstens das Messfühlere-
lement (3) und/oder eine elektronische Signalverar-
beitungsschaltung (2) umfasst.

6.  Sensorelement nach mindestens einem der 
Ansprüche 2 bis 5, dadurch gekennzeichnet, dass 
dieses zusätzlich ein zweites Gehäuse (8) aufweist, 
welches ebenfalls eine von außen umgreifbare Halte-
vorrichtung (13) umfasst.

7.  Trägerelement (200) zur Aufnahme eines Sen-
sorelements (100), insbesondere eines Sensorele-
ments nach mindestens einem der Ansprüche 1 bis 6 
und insbesondere umfassend wenigstens ein Positi-
onierelement (18) zur Positionierung des Trägerele-
ments in einem Spritzgießwerkzeug, dadurch ge-
kennzeichnet, dass das Trägerelement (200) zumin-
dest eine Klammervorrichtung (20) umfasst, welche 
eine Haltevorrichtung (13) des Sensorelements (100) 
aufnehmen und/oder festhalten kann.

8.  Trägerelement nach Anspruch 7, dadurch ge-
kennzeichnet, dass dieses zumindest teilweise aus 
Kunststoff ausgebildet ist, wobei insbesondere die 
wenigstens eine Klammervorrichtung (20) und das 
Positionierelement (18) aus Kunststoff ausgebildet 
sind.

9.  Trägerelement nach Anspruch 7 oder 8, da-
durch gekennzeichnet, dass dieses zwei Klammer-
vorrichtungen (20) aufweist.

10.  Trägerelement nach mindestens einem der 

Ansprüche 7 bis 9, dadurch gekennzeichnet, dass die 
wenigstens eine Klammervorrichtung (20) zwei bieg-
same Schenkel (16) umfasst, welche eine Haltevor-
richtung (13) des Sensorelements (100) durch einen 
Einclips- und/oder Einrastvorrang im Wesentlichen 
formschlüssig aufnehmen bzw. festhalten können, 
wobei diese beiden Schenkel (16) insbesondere an 
ihren Enden jeweils eine Verrundung (17) zur erleich-
terten Aufnahme der Haltevorrichtung (13) des Sen-
sorelements aufweisen.

11.  Verfahren zur Herstellung eines Sensors, bei 
dem ein Sensorelement (100), das wenigstens ein 
erstes Gehäuse (7) umfasst, in einem Umspritzungs-
vorgang zumindest teilweise umspritzt wird, wodurch 
ein Sensorgehäuse ausgebildet wird, dadurch ge-
kennzeichnet, dass das Sensorelement (100), insbe-
sondere ein Sensorelement nach mindestens einem 
der Ansprüche 1 bis 6, mit einem Trägerelement 
(200), insbesondere einem Trägerelement gemäß 
mindestens einem der Ansprüche 7 bis 10, mecha-
nisch verbunden wird und/oder von dem Trägerele-
ment aufgenommen wird, wonach das Sensorele-
ment und das Trägerelement in einem gemeinsamen 
Umspritzungsvorgang (M) zur Ausbildung des Sen-
sorgehäuses zumindest teilweise umspritzt werden.

12.  Verfahren nach Anspruch 11, dadurch ge-
kennzeichnet, dass das Sensorelement (100) mit 
mindestens einer, insbesondere von außen umgreif-
baren, Haltevorrichtung (13) in wenigstens eine 
Klammervorrichtung (20) des Trägerelements (200) 
vor dem gemeinsamen Umspritzungsvorgang (M) 
eingefügt und/oder eingeclipst und/oder eingepresst 
wird.

13.  Verfahren nach Anspruch 11 oder 12, da-
durch gekennzeichnet, dass das Trägerelement 
(200), nach dem Verbinden mit dem Sensorelement 
(100), mit wenigstens einem Positionierelement (18) 
in einem Spritzgießwerkwerk positioniert wird.

14.  Verfahren nach mindestens einem der An-
sprüche 11 bis 13, dadurch gekennzeichnet, dass 
das Sensorelement (100) vor dem Verbinden mit dem 
Trägerelement (200) hergestellt wird, indem zumin-
dest Teile des Sensorelements während seiner Her-
stellung zumindest einem Plasmabehandlungsvor-
gang (B, E, I) unterzogen werden.

15.  Verfahren nach Anspruch 14, dadurch ge-
kennzeichnet, dass das Sensorelement (100), insbe-
sondere wenigstens ein Basiselement (1) des Senso-
relements, vor einem Bestückungsvorgang (A, D) mit 
Bauelementen (2, 3, 4, 6) und/oder vor einem Kon-
taktierungsvorgang (C) mit elektrischen Anschluss-
mitteln (5) zumindest teilweise einem Plasmabe-
handlungsvorgang (B), insbesondere einem Plasma-
reinigungsvorgang, unterzogen wird.
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16.  Verfahren nach Anspruch 14 oder 15, da-
durch gekennzeichnet, dass vor einem Umsprit-
zungsvorgang (F) zur Herstellung wenigstens eines 
ersten Gehäuses (7) des Sensorelements (100), zu-
mindest Teile des Sensorelements einem Plasmabe-
handlungsvorgang (E) unterzogen werden, insbe-
sondere einem Plasmaaktivierungsvorgang.

17.  Verfahren nach mindestens einem der An-
sprüche 14 bis 16, dadurch gekennzeichnet, dass 
das Sensorelement (100) mit wenigstens einem 
Messfühlerelement (3) und/oder zumindest einer 
elektronischen Schaltung (2) bestückt wird, welche 
insbesondere auf dem Basiselement (1) direkt oder 
indirekt angeordnet werden.

18.  Verwendung des Sensorelements, nach min-
destens einem der Ansprüche 1 bis 6, und des Träge-
relements, nach wenigstens einem der Ansprüche 7 
bis 10, in Kraftfahrzeugen, insbesondere als Ge-
schwindigkeitssensor.

Es folgen 6 Blatt Zeichnungen
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Anhängende Zeichnungen
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